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ren Jahren verhandelt die EU mit dem Europarat 
über den Beitritt zur EMRK, die einen umfangreichen 
Katalog von Menschenrechten und Grundfreiheiten 
umfasst. 

Kurz und knapp
•	 Die Medienpolitik der EU hat sich in den letzten Jahren gewandelt.

•	 Neben die Wahrnehmung der Medien als Wirtschaftsfaktor ist die 
Perspektive getreten, diese auch als wichtiges öffentliches Gut zu 
sehen.

•	 Im Fokus der europäischen Medienpolitik stehen nun Medienfreiheit 
und -pluralismus.

•	 Auch der öffentlich-rechtliche Rundfunk wird von der EU als 
unverzichtbarer Faktor des Medienpluralismus gesehen, dessen 
Unabhängigkeit und Finanzierung zu sichern ist. 

Besteht die Gefahr einer eindeutigen Verletzung der 
gemeinschaftlichen Grundwerte, kann die EU ein 
Rechtsstaatsverfahren einleiten, das zum Entzug von 
Stimmrechten und finanziellen Sanktionen gegen-
über dem betroffenen Mitgliedstaat führen kann. Die-
ses sogenannte Artikel-7-Verfahren ist in Artikel 7 
des EU-Vertrages festgelegt. (3) Es umfasst einen 
Präventionsmechanismus für den Fall der Gefahr 
einer Verletzung der Grundwerte und einen Sankti-
onsmechanismus bei Feststellung einer schwerwie-
genden und anhaltenden Verletzung. Das Verfahren 
verlangt allerdings an entscheidender Stelle Ein-
stimmigkeit im Europäischen Rat, die nur schwer 
herzustellen ist. Etwas einfacher sind hingegen Ent-
scheidungen über Sanktionen auf der Grundlage der 
neuen Verordnung zum Schutz des EU-Haushalts 
und der europäischen Werte, denn dieses Verfahren 
erfordert nur eine qualifizierte Mehrheit. Auf diese 
Verordnung stützt sich der Europäische Gerichtshof, 
der im Oktober 2021 auf Antrag der Kommission 
Strafzahlungen gegenüber Polen wegen des Um-
baus des polnischen Justizsystems und insbeson-
dere die 2018 eingerichtete Disziplinarkammer ver-
hängte. (4) Dieses Vorgehen demonstriert die Ent-
schlossenheit der Kommission, die gemeinschaftli-
chen Werte und die Rechtsstaatlichkeit in den Mit-
gliedstaaten zu verteidigen.

Die Betonung der gemeinsamen europäischen Wer-
te, die Möglichkeit gegen eine Verletzung dieser 
Werte vorzugehen, wie auch Grundrechtecharta und 
Beitritt zur EMRK lassen erwarten, dass die EU ihre 
Medienpolitik ebenfalls neu aufstellt. Ziel dieses Bei-
trages ist es, diejenigen medienpolitisch relevanten 
Aktivitäten der EU zu sichten, die die Vermutung 

Seit einigen Jahren entfaltet die Europäische Kom-
mission Aktivitäten, die dafürsprechen, dass sie ihr 
medienpolitisches Engagement ausweitet und in 
Zukunft verstärkt an den Grundwerten der Europäi-
schen Union (EU) orientieren und damit neu ausrich-
ten will. Bildeten bisher die Regeln des Binnenmark-
tes sowie das wettbewerbspolitische Instrumentari-
um die Basis für ihre Medienpolitik, zeichnet sich 
eine zunehmende Orientierung an den demokrati-
schen Werten und Rechtsstaatlichkeit ab, die Medi-
enfreiheit und Medienpluralismus in den Fokus der 
gemeinschaftlichen Medienpolitik rücken lässt. Dem 
soll auch ein gerade zur Konsultation aufgelegter 
Rechtsakt – also eine Norm, die durch ein Organ der 
EU erlassen wird – zur Medienfreiheit dienen, von 
dem sich die Kommission eine Erweiterung ihrer 
Handlungsmöglichkeiten über die Mediendienste-
Richtlinie (AVMD) hinaus verspricht. Mit der Verord-
nung zum Schutz des EU-Haushalts und der euro-
päischen Werte, die Anfang 2021 in Kraft trat, ist der 
Union zudem ein Instrument zugewachsen, das sich 
zur Sanktionierung von Verstößen gegen die euro-
päischen Grundwerte einsetzen lässt. (1) 

Die Grundwerte „Menschenwürde, Freiheit, Demo-
kratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wah-
rung der Menschenrechte“ (2) haben in den letzten 
zwei Jahrzehnten in der EU an Bedeutung gewon-
nen. Zwar enthielt bereits der Vertrag von Amster-
dam 1997 das Bekenntnis zu Grundrechten und 
Grundfreiheiten sowie Rechtsstaatlichkeit, ihr Stel-
lenwert hat jedoch mit der Bekräftigung gemeinsa-
mer Werte in Artikel 2 des Vertrages von Lissabon 
(2009) zugenommen. Ihre wachsende Relevanz ist 
auch zu verstehen im Zusammenhang mit der Char-
ta der Grundrechte, die erstmals im Jahr 2000 in 
Nizza proklamiert wurde. Da der Europäische Ver-
fassungsvertrag scheiterte, erlangte die Grundrech-
techarta erst 2009 mit dem Vertrag von Lissabon 
Rechtskraft und nimmt nun rechtlich gleichen Rang 
mit dem EU-Vertrag ein. Unter den EU-Mitgliedstaa-
ten hat sich nur Polen bislang der Bindung an die 
Grundrechtecharta nicht unterworfen.

Bis zur Proklamation der Charta der Grundrechte im 
Jahr 2000 verfügte die EU über keinen eigenen 
Grundrechtekatalog, der Europäische Gerichtshof zog 
aber, da alle Mitgliedstaaten auch Mitglieder im Eu-
roparat sind, bei Bedarf die Europäische Menschen-
rechtskonvention (EMRK) heran. Bereits seit mehre-
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Sanktionen in Form von empfindlichen Geldstrafen 
oder zeitweiligem Sendestopp verhängen kann. Ihr 
Präsident ist zugleich der Vorsitzende des Medien-
rates, dem wichtigsten Gremium in der NMHH, und 
wird vom Staatspräsidenten bestimmt. Die weiteren 
Mitglieder des fünfköpfigen Medienrats werden mit 
Zweidrittelmehrheit vom Parlament für neun Jahre 
gewählt. Aufgrund der Mehrheitsverhältnisse gehen 
alle Nominierungen auf die Fidesz-Partei zurück. (8) 

Während sich die Kommission zufrieden zeigte, ver-
abschiedete das Europäische Parlament im März 
2011 eine Resolution, die sich sowohl an Ungarn wie 
auch die Kommission richtete. (9) Neben der Richt-
linie über audiovisuelle Mediendienste nahm das 
Parlament darin Bezug auf Artikel 11 der EU-Grund-
rechtecharta, der das Recht auf freie Meinungsäu-
ßerung und Informationsfreiheit enthält und die Ach-
tung der Freiheit der Medien und ihrer Pluralität zu-
sichert. Außerdem verwies die Resolution auf die 
2009 von Chefredakteuren und leitenden Journalis-
ten formulierte „Europäische Charta für Pressefrei-
heit“ sowie frühere Entschließungen des Parlaments, 
unter anderem zu Gefahren für das Recht auf freie 
Meinungsäußerung und Informationsfreiheit in der 
EU sowie vor allem in Italien von 2004. (10)

In der Resolution von 2011 forderte das Parlament 
vom ungarischen Staat, „die Unabhängigkeit der 
Medienverwaltung wieder herzustellen, die Einmi-
schung des Staates in die Freiheit der Meinungsäu-
ßerung und die ausgewogene Berichterstattung ein-
zustellen“ und alle Interessengruppen in die Über-
arbeitung des Mediengesetzes einzubeziehen. (11) 
An die Kommission appellierte das Parlament, auch 
nach den Änderungen die Überwachung der Verein-
barkeit des ungarischen Mediengesetzes mit euro-
päischem Recht fortzusetzen. 

Mit der Entschließung nahm das Europäische Parla-
ment (EP) den Fall Ungarn auch zum Anlass für einen 
Aufruf an die Kommission, noch im selben Jahr ei-
nen Legislativvorschlag „über Medienfreiheit, Medi-
enpluralismus und unabhängige Medienverwaltung“ 
vorzulegen, um „wenigstens die wesentlichen Min-
destnormen festzuschreiben, die alle Mitgliedstaa-
ten in der einzelstaatlichen Rechtsetzung einhalten 
und respektieren müssen, um die Informationsfrei-
heit und ein angemessenes Maß an Medienpluralis-
mus und unabhängiger Medienverwaltung zu ge-
währleisten, zu garantieren und zu fördern“. (12) 

Unzufrieden wegen der defensiven Haltung der 
Kommission und mit der Klage über „den unzuläng-
lichen EU-Rechtsrahmen für die Medien“ verwies 
das Europäische Parlament einmal mehr auf die 
mangelnden Kompetenzen der Gemeinschaft be-
züglich des Mediensektors und der demokratischen 
Werte. (13) Zwar betreibt die EU schon seit Jahr-

stützen, dass der einst als Wirtschaftsgemeinschaft 
entstandene Staatenbund die bislang dominante 
ökonomische Perspektive zurücktreten lässt und in 
seiner Medienpolitik neue Akzente setzt.

Handlungsmöglichkeiten der EU
Die Ohnmacht der EU gegenüber demokratiegefähr-
denden Entwicklungen in den Mitgliedstaaten zeigte 
sich, als das ungarische Parlament mit der Zweidrit-
telmehrheit der Fidesz-Partei nur kurz nach deren 
Wahlsieg und buchstäblich über Nacht Ende 2010 ein 
neues Mediengesetz auf den Weg brachte, das die 
Unabhängigkeit der Medien bedrohte. Auch wenn 
der damalige Präsident der Europäischen Kommis-
sion José Manuel Barroso erklärte, die Freiheit der 
Medien gehöre zu den heiligen Prinzipien der EU, (5) 
ließ sich nicht verhehlen, dass die Gemeinschaft 
über kein Instrument verfügte, das sich wirksam 
gegen Einschränkungen der Medienfreiheit in einem 
Mitgliedstaat einsetzen ließe.

Da das neue ungarische Gesetz bereits kurz nach 
seiner nächtlichen Abstimmung im Parlament in 
Kraft trat, konnte die Europäische Kommission, die 
über die Einhaltung der Verträge wacht, erst reagie-
ren, als bereits Fakten geschaffen waren. Unter dem 
Druck der Kritik zahlreicher internationaler Organi-
sationen wie zum Beispiel OECD und Europarat und 
nicht zuletzt auch dem Europäischen Parlament 
kündigten die zu dieser Zeit für die digitale Agenda 
zuständige Kommissarin Neelie Kroes und die für 
Justiz, Grundrechte und Bürgerschaft zuständige 
Kommissarin Viviane Reding – beide auch Vize-Prä-
sidentinnen der Kommission – die Überprüfung des 
Gesetzes auf Kompatibilität mit dem EU-Recht an. 
Eine Grundlage dafür bildete die „Richtlinie über au-
diovisuelle Mediendienste“ von 2007, die von den 
Mitgliedstaaten bis Ende 2009 in nationales Recht 
umzusetzen war. (6)

Als weiterer Maßstab sollte Artikel 7 des Vertrages 
von Lissabon dienen. Artikel 7 eröffnet der Gemein-
schaft eine Möglichkeit festzustellen, „dass die ein-
deutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung 
der in Artikel 2 genannten Werte durch einen Mit-
gliedstaat besteht“. Kommt es zur Feststellung einer 
Verletzung dieser Werte, kann der Rat „beschließen, 
bestimmte Rechte auszusetzen, die sich aus der An-
wendung der Verträge auf den betroffenen Mitglied-
staat herleiten, einschließlich der Stimmrechte des 
Vertreters der Regierung dieses Mitgliedstaats im 
Rat“. (7)

Auf Drängen von Kommissarin Kroes war die unga-
rische Regierung schließlich zu einigen Änderungen 
beim Mediengesetz bereit, es blieb jedoch bei der 
zentralen Regulierung des gesamten ungarischen 
Medienmarktes durch die Nationale Medien- und 
Kommunikationsbehörde NMHH, die bei Verstößen 
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tragenen besonderen Aufgabe rechtlich oder tatsäch-
lich verhindert.“ (17) Vor diesem Hintergrund formu-
lierte die Kommission in einer Mitteilung „über die 
Anwendung der Vorschriften über staatliche Beihil-
fen auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk“ vom 
Jahr 2001 die Voraussetzungen für die Zulässigkeit 
der Gebührenfinanzierung der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten. (18) 

Eine Reaktion auf diese Aktivitäten der Kommission, 
die schließlich auch Fragen der Programmautono-
mie aufwarfen, war das Amsterdamer Protokoll über 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in den Mitglied-
staaten von 1997 (19), das in den EG-Vertrag auf-
genommen wurde und heute Teil des Vertrages von 
Lissabon ist. Das Protokoll betont die Zuständigkeit 
der Mitgliedstaaten, „öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
zu finanzieren, sofern die Finanzierung der Rund-
funkanstalten dem öffentlich-rechtlichen Auftrag, 
wie er von den Mitgliedstaaten den Anstalten über-
tragen, festgelegt und ausgestaltet wird, dient und 
die Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der 
Gemeinschaft nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt, 
das dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft, wo-
bei den Erfordernissen der Erfüllung des öffentlich-
rechtlichen Auftrags Rechnung zu tragen ist.“ Eine 
Entschließung des Rates von 1999 versicherte noch 
einmal „den einhelligen Willen der Mitgliedstaaten, 
die Rolle des öffentlich-rechtlichen Rundfunks her-
auszustellen“ und die dafür erforderlichen Voraus-
setzungen zu gewährleisten. (20) 

Mit ihrer Mitteilung von 2001 bekräftigte die Kom-
mission die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die 
Definition des öffentlich-rechtlichen Auftrags und 
stellte ihnen die Wahl der Finanzierung frei, nannte 
aber zugleich auch die Voraussetzungen dafür, dass 
diese den europäischen Beilhilfevorschriften ent-
spricht.

Während sich die medienpolitischen Aktivitäten der 
EU mit der Fernsehrichtlinie und ihrer Fortentwick-
lung weitgehend auf den audiovisuellen Sektor kon-
zentrierten, hat das europäische Wettbewerbsrecht 
in den letzten Jahren an Bedeutung für die Printme-
dien gewonnen. Da viele Mitgliedstaaten ihre Zeitun-
gen auf die eine oder andere Weise finanziell unter-
stützen, können die EU-Beihilfevorschriften auch für 
den Printmedienmarkt zur Anwendung kommen. In 
den meisten Fällen hat die Presseförderung jahrzehn-
telange Tradition, dennoch begann die Europäische 
Kommission erst nach der Jahrtausendwende, re-
gelmäßig die Vereinbarkeit solcher staatlichen Hilfen 
mit dem EU-Wettbewerbsrecht zu untersuchen.

Neben Entscheidungen über die Unterstützung ein-
zelner Zeitungen, die sich meist an sprachliche Min-
derheiten richteten, betrafen die ersten Prüfungen die 
dänische Presseförderung (2006) sowie die staatli-

zehnten Medienpolitik, musste ihre Aktivitäten je-
doch bislang überwiegend auf ihre Befugnisse zur 
Verwirklichung des europäischen Binnenmarktes 
und das Wettbewerbsrecht stützen. So bildete die 
unmittelbare Zuständigkeit der Kommission für die 
Durchsetzung der vier Grundfreiheiten des europäi-
schen Binnenmarktes (freier Verkehr von Personen, 
Waren, Dienstleistungen und Kapital) die wesentli-
che Grundlage für die Ausarbeitung der Richtlinie 
„Fernsehen ohne Grenzen“ (1989), aus der nach 
mehreren Änderungen und Erweiterungen die 2018 
verabschiedete „Richtlinie für audiovisuelle Medien-
dienste“ hervorgegangen ist. (14) Schon bei der Be-
ratung der ersten Richtlinie offenbarten sich Diver-
genzen zwischen der Kommission, die das Fernse-
hen unter ökonomischer Perspektive als eine Dienst-
leistung betrachtete, und den Mitgliedstaaten, in 
denen der öffentlich-rechtliche Rundfunk das Fern-
sehen geprägt hatte und die daher auch dessen kul-
turelle Leistungen berücksichtigt wissen wollten. 
Das war dann auch einer der Gründe, warum man-
chem Mitgliedstaat ein Übereinkommen des Euro-
parats zum grenzüberschreitenden Fernsehen lieber 
gewesen wäre, denn die Satzung des Europarates 
nennt ausdrücklich auch das Ziel gemeinsamen Han-
delns auf dem Gebiet der Kultur sowie den Schutz 
und die Weiterentwicklung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten. 

Die Diskrepanz zwischen ökonomischer und kultu-
reller Perspektive zeigte sich erst recht, als die Kom-
mission aufgrund von Klagen privater Sender wegen 
Wettbewerbsverzerrung zu Beginn der 1990er Jahre 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk aufs Korn nahm. 
(15) Da sich die Klagen im Kern gegen die Finanzie-
rung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks durch 
Gebühren richteten, die vermeintlich eine staatliche 
Beihilfe darstellten, zog die Kommission das euro-
päische Wettbewerbsrecht heran, das ihr unmittel-
bare Entscheidungskompetenzen gibt. Artikel 107 
des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union erklärt grundsätzlich staatliche oder 
aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen, die den 
Wettbewerb verfälschen oder den Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten beeinträchtigen können, für un-
vereinbar mit dem Binnenmarkt. Für bestimmte Fäl-
le gibt es jedoch Ausnahmen, nämlich für die Förde-
rung der Entwicklung eines Wirtschaftszweiges oder 
die Förderung der Kultur und dem Erhalt des kultu-
rellen Erbes. (16) In der Auseinandersetzung über die 
Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
kam Artikel 106 des Vertrages zum Tragen, der sich 
auf öffentliche Unternehmen und Unternehmen, de-
nen die Mitgliedstaaten besondere Rechte gewäh-
ren, bezieht. Für Unternehmen, die Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbrin-
gen, gelten zwar ebenfalls die europäischen Wettbe-
werbsregeln, aber nur „soweit die Anwendung die-
ser Vorschriften nicht die Erfüllung der ihnen über-
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che Unterstützung der Zeitungen in Finnland (2008) 
und Schweden (2010). In den drei Staaten zielen die 
Pressehilfen vor allem auf den Vertrieb und begrün-
den ihre Maßnahmen mit dem Erhalt von Vielfalt auf 
dem Zeitungsmarkt. Der schwedische Fall ist instruk-
tiv hinsichtlich des Anlasses für die Prüfung durch 
die Kommission und deren Vorgehen. Ähnlich wie 
beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk wurde die Kom-
mission in diesem Fall tätig, nachdem eine Be-
schwerde über die schwedische Unterstützung für 
den Vertrieb der Zeitungen eingegangen war. Diese 
kam von einem Medienunternehmen, dessen Zei-
tungen keinen Anspruch auf Pressehilfen hatten. Wie-
wohl die Kommission das Ziel, den Pluralismus auf 
dem Medienmarkt zu erhalten, anerkannte, kam sie 
zu dem Schluss, dass die in dieser Form seit 1990 
bestehende schwedische Presseförderung nicht mit 
den Regeln des Gemeinsamen Marktes vereinbar 
sei. Sie schlug daher eine Reihe von Änderungen vor, 
um einer Einschränkung des Wettbewerbs vorzu-
beugen. Die Kritik der Kommission richtete sich vor 
allem gegen „unverhältnismäßige“ Zahlungen an gro-
ße Medienunternehmen bzw. überregionale Zeitun-
gen mit hohen Auflagen ohne Fixierung eines Höchst-
betrages. Entsprechend den Vorschlägen der Kom-
mission passte Schweden daraufhin seine Förder-
regelungen an, sah Höchstbeträge für die großen 
Zeitungen sowie nach der Erscheinungshäufigkeit 
abgestufte maximale Förderbeträge vor und führte 
eine Berichtspflicht für die begünstigten Unterneh-
men ein. (21) 

Ebenfalls aufgrund der Beschwerde eines Konkur-
renten prüfte die Kommission ab 2010 die Unter-
stützung der französischen Nachrichtenagentur AFP 
insbesondere durch staatliche Abonnements. In ih-
rer im Frühjahr 2014 veröffentlichten Entscheidung 
nannte die Kommission die Bedingungen, unter de-
nen sie die Maßnahmen zu Gunsten der AFP geneh-
migen könnte. Ähnlich wie beim öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk forderte die Kommission eine genaue 
Definition der durch die Nachrichtenagentur erbrach-
ten Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftli-
chem Interesse, eine formelle Beauftragung sowie 
zur Vermeidung von Quersubventionierung eine ge-
trennte Buchführung, die die Dienstleistungen im 
Sinne des Auftrags von anderen unterscheidet. (22) 

Die Entscheidungen der Europäischen Kommission 
zur Presseförderung in den Mitgliedstaaten basieren 
jeweils auf dem Ausnahmeartikel im europäischen 
Wettbewerbsrecht, nach dem Beihilfen zur Förde-
rung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige 
(Art. 107, 3c) oder Beihilfen zur Förderung der Kultur 
(Art. 107, 3d) zulässig sind, sofern sie den Wettbe-
werb nicht beeinträchtigen. Unter den Begründun-
gen verweist die Kommission auf den Erhalt der Viel-
falt auf dem Medienmarkt, wobei sie nun auch auf 
Artikel 11 der Charta der Grundrechte, der im zwei-

ten Absatz die Achtung der Freiheit und der Pluralität 
der Medien sichert, Bezug nehmen kann. Unter die-
sen Voraussetzungen hat sich die Kommission in 
den letzten Jahren immer wieder mit der staatlichen 
Unterstützung für die Presse und die Nachrichten-
agenturen in den Mitgliedstaaten befasst. 

Mit Einsetzen der Pandemie stieg die Zahl der Mel-
dungen geplanter Unterstützungspakete für die Zei-
tungen, die ohnehin zu kämpfen haben und wegen 
starker Anzeigenrückgänge erst recht in Schwierig-
keiten gerieten. Solche Vorhaben gab es zum Bei-
spiel in Dänemark und Lettland, die beide bereits im 
Mai 2020 ihre Anträge bei der Kommission einreich-
ten. Österreich nahm die Pandemie zum Anlass, sei-
ne ohnehin umfangreiche Presseförderung durch ei-
nen Fonds zur Förderung der digitalen Transforma-
tion zu erweitern, der neben den Printmedien auch 
nichtkommerziellen Radiostationen zugutekommen 
soll. (23) In Deutschland, wo es neben der reduzier-
ten Mehrwertsteuer für Printmedien und speziellen 
Preisen für den Postversand keine Presseförderung 
gibt, diskutierte das Bundeswirtschaftsministerium 
über ein Förderprogramm, das die Zeitungszustel-
lung und die Digitalisierung unterstützen sollte, ließ 
den Plan dann jedoch fallen. (24)

Seit mehreren Jahren bezieht sich die Europäische 
Kommission bei ihren medienpolitischen Aktivitäten 
verstärkt auf die Grundwerte der Gemeinschaft. Die 
Erfahrung ihrer Ohnmacht beim Versuch, Ungarn zu 
einer Änderung des umstrittenen Mediengesetzes 
zu bewegen, und die Sorge hinsichtlich der Entwick-
lungen in anderen EU-Mitgliedstaaten dürften bei 
dieser Neuorientierung eine gewichtige Rolle ge-
spielt haben. 

Im Jahr 2013 verwies die von der damaligen Vize-
präsidentin der Kommission, Neelie Kroes, einge-
setzte High Level Group on Media Freedom and 
Pluralism in ihrem Bericht zwar noch auf die vor-
rangige Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. (25) Sie 
stellte aber zugleich fest, dass die EU über die Regu-
lierung des Binnenmarktes und die Wettbewerbs-
politik hinaus eine Rolle bei der Wahrung der Grund-
rechte spielen sollte, und argumentierte, der Zusam-
menhang zwischen Medienfreiheit sowie Medien-
pluralismus und Demokratie rechtfertige eine um-
fassendere Zuständigkeit der EU als für andere in 
der Charta verankerte Grundrechte.

Dass die Europäische Kommission sich diese Sicht-
weise mittlerweile zu eigen macht und eine neue 
Perspektive in die Medienpolitik einbringt, zeigt der 
erste Bericht über die Lage der Rechtsstaatlichkeit 
in der Europäischen Union vom September 2020. (26) 
Der vorangestellte Auszug aus der Rede zur Lage 
der Union 2020 von Kommissionspräsidentin von der 
Leyen, in dem sie den Rechtsstaat als Garanten für 
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die Meinungs- und Pressefreiheit bezeichnet, sowie 
ein eigenes Kapitel zu Medienpluralismus und Me-
dienfreiheit heben den Bezug auf die gemeinsamen 
Werte der EU-Mitgliedstaaten hervor. Damit trägt die 
Kommission der besonderen Rolle der Medien für 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in einer Weise 
Rechnung, wie es bisher und zum Beispiel auch in 
der Reaktion auf das ungarische Mediengesetz von 
2011 vermisst wurde. Für den neuen Fokus ihrer 
Medienpolitik spricht neben dem Bezug auf die EU-
Grundrechtecharta auch der Verweis auf die Vene-
dig-Kommission des Europarates. (27)

Der zusammenfassende Bericht zur Rechtsstaatlich-
keit von 2020 konzentriert sich auf den Status von 
Medienfreiheit und -vielfalt in der EU, lässt aber, wie 
eigens betont wird, die Rolle und Unabhängigkeit 
der öffentlich-rechtlichen Medien unberücksichtigt. 
Als Prüfkriterien für die Beurteilung der Situation in 
den Mitgliedstaaten zieht die Kommission die Unab-
hängigkeit der Medienaufsichtsbehörden, die Trans-
parenz der Eigentumsverhältnisse, die politische 
Einflussnahme, den Zugang zu Informationen sowie 
die Gefährdung von Journalistinnen und Journalis-
ten heran. Die 27 Länderkapitel präsentieren die Be-
funde für die einzelnen Mitgliedstaaten. Dieser Glie-
derung folgt auch der zweite Bericht über die Lage 
der Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union, 
den die Kommission im September 2021 vorlegte. 

Die Länderkapitel stützen sich, neben Erkenntnissen 
aus Besuchen vor Ort, auf die Arbeit solcher Organi-
sationen, die regelmäßig die Freiheit der Medien und 
den Pluralismus beobachten und der Kommission 
die Möglichkeit geben, den unmittelbaren Bezug zur 
Grundrechtecharta und zu den europäischen Werten 
herzustellen. Dazu gehören vorrangig die Befunde 
des Media Pluralism Monitor (MPM), die Einschät-
zungen des Europarates, wie sie in dessen Empfeh-
lungen und Entschließungen zum Ausdruck kommen, 
und die Bewertungen von Reporter ohne Grenzen, 
die dessen jährlich erstelltem World Press Freedom 
Index zugrunde liegen. (28)

Die beiden bisher vorgelegten Berichte über die 
Lage der Rechtsstaatlichkeit in der EU stehen im 
Schatten der Pandemie, die in vielen Ländern und 
sehr schnell Einschränkungen für die Grundrechte 
mit sich brachte. Das gilt auch für den Mediensektor, 
wo zum einen das journalistische Arbeiten durch 
Lockdowns, Begrenzungen der Versammlungs- und 
der Bewegungsfreiheit, kontrollierten Zugang zu In-
formationen sowie direkte Einflussnahmen auf die 
Berichterstattung und zum anderen durch Angriffe 
insbesondere während Demonstrationen gegen die 
Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie Ge-
fährdungen für die Medienfreiheit nach sich zogen.  
(29) Der Bericht registriert auch die Unterstützungs-
programme, die manche Mitgliedstaaten für die zum 
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Teil von einem starken Rückgang ihrer Werbeein-
nahmen betroffenen Medien aufgelegt haben. 

Unter Rückgriff auf den MPM verzeichnet der Bericht 
von 2021 bei drei Schlüsselindikatoren eine Ver-
schlechterung gegenüber dem Vorjahr, nämlich bei 
der Meinungsfreiheit, dem Schutz des Rechts auf 
Informationen und des Journalistenberufs sowie dem 
Schutz von Journalistinnen und Journalisten. (30) 
Diese Entwicklung lässt sich insbesondere auch auf 
die im Zusammenhang mit der Pandemie ergriffe-
nen Maßnahmen zurückführen. Als mittleres Risiko 
bezeichnet die Kommission in ihrem Bericht die 
Transparenz der Eigentumsverhältnisse im Medien-
bereich, was sie dem Fehlen wirksamer Rechtsvor-
schriften sowie dem Umstand zuschreibt, dass ent-
sprechende Informationen nur öffentlichen Stellen, 
nicht aber der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden. (31) Ebenso wie schon 2020 hebt der Be-
richt 2021 sechs Mitgliedstaaten hervor, in denen 
die politische Unabhängigkeit der Medien mit einem 
hohen Risiko behaftet ist, das sind Bulgarien, Malta, 
Polen, Rumänien, Slowenien und Ungarn. (32)

Die Berichte der Kommission zur Lage der Rechts-
staatlichkeit erfolgen im Rahmen des sogenannten 
Rechtsstaatlichkeitsmechanismus. Sie ergänzen die 
bereits erwähnten Maßnahmen, die der Sicherung 
der Rechtsstaatlichkeit in den EU-Mitgliedstaaten 
dienen sollen, also das 1997 mit dem Vertrag von 
Amsterdam eingeführte Artikel-7-Verfahren sowie 
die Verordnung zum Schutz des EU-Haushalts und 
der europäischen Werte von 2021, die es dem Rat 
erlaubt, Zahlungen aus EU-Mitteln an die Mitglied-
staaten zu kürzen oder auszusetzen, wenn diese 
gegen die Grundwerte der EU verstoßen (Rechts-
staatlichkeits-Konditionalität). Mit Polen und Ungarn 
haben diejenigen Länder beim Europäischen Ge-
richtshof Klage gegen die Verordnung eingereicht, 
die zuerst mit Sanktionen wegen Verstößen gegen die 
Rechtsstaatlichkeit rechnen mussten. Die Klagen 
haben jedoch keine aufschiebende Wirkung, sodass 
die Kommission die neue Regelung anwenden konn-
te. Es war vor allem das Europäische Parlament, das 
die Einrichtung dieses Mechanismus vorangetrieben 
hat und das nun auch auf die Anwendung drängt. 
(33) Mit dem Hinweis auf die Möglichkeit einer Un-
tätigkeitsklage hat das Parlament die Kommission 
mehrmals aufgefordert, auf die zunehmenden Be-
drohungen der EU-Grundwerte einschließlich der 
Angriffe auf die Medienfreiheit sowie auf Journalis-
tinnen und Journalisten zu reagieren und dafür die 
Instrumente des Rechtsstaatlichkeitsmechanismus 
zum Einsatz zu bringen. (34)

Dass die Rechtsstaatlichkeitsberichte den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk ausklammern, überrascht 
in Anbetracht seines Beitrages zum Medienpluralis-
mus und der vielfältigen Bedrohungen, denen er in 
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nalisten vor Klagemissbrauch (SLAPP) anzustoßen, 
Projekte zur rechtlichen und praktischen Unterstüt-
zung von Journalistinnen und Journalisten innerhalb 
und außerhalb der EU zu finanzieren sowie die Me-
dienvielfalt und die Transparenz im Mediensektor, 
darunter auch die Transparenz der Eigentumsver-
hältnisse und der staatlichen Werbung (d. h. Werbe-
kampagnen von staatlichen Institutionen), zu stär-
ken. Diese Pläne werden ergänzt durch Vorhaben 
zur Begrenzung von Desinformation, zur Entwick-
lung eines Instrumentariums zur Bekämpfung der 
Einmischung von außen in den europäischen Infor-
mationsraum sowie zur Förderung von Medienkom-
petenz. (39)

Tatsächlich hat die Kommission 2021 die ersten 
Schritte zur Verwirklichung dieser Vorhaben unter-
nommen. Am selben Tag, an dem Kommissionsprä-
sidentin von der Leyen ihre Rede zur Lage der Union 
2021 hielt und darin ihre Entschlossenheit zur Ver-
teidigung der europäischen Werte bekräftigte, zur 
Verbesserung der Sicherheit von Journalistinnen und 
Journalisten aufrief und ein Medienfreiheitsgesetz 
ankündigte, (40) verbreitete die Kommission eine 
Empfehlung an die Mitgliedstaaten „zur Gewährleis-
tung des Schutzes, der Sicherheit und der Hand-
lungskompetenz von Journalisten und anderen Me-
dienschaffenden in der Europäischen Union“.  (41) 
Die Kommission versteht Schutz und Sicherheit in 
einem umfassenden Sinne und gibt den Mitglied-
staaten Hinweise, um der „zunehmende[n] Zahl von 
körperlichen, rechtlichen und onlinebasierten Bedro-
hungen und Angriffen“ gegen Medienschaffende zu 
begegnen. (42) Da einer Empfehlung anders als ei-
ner Richtlinie keine Rechtsverbindlichkeit zukommt, 
kann sich die Kommission den Mitgliedstaaten da-
mit lediglich zur Beratung anbieten. Die Breite der 
Vorschläge zur Absicherung journalistischer Tätig-
keiten, zusammen mit den länderbezogenen Rechts-
staatlichkeitsberichten, die die Probleme in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten benennen, reflektiert jedoch 
die Bedeutung, die die Union freien und unabhängi-
gen Medien in und für die Demokratie zuweist und 
für die sie sich engagieren will.

Der Empfehlung der Kommission waren ein Bericht 
des Europäischen Parlaments „über die Stärkung der 
Medienfreiheit: Schutz von Journalisten in Europa, 
Hetze, Desinformation und die Rolle von Plattfor-
men“ (43) sowie eine Entschließung (44) unter dem 
gleichen Titel, beide vom November 2020, voraus-
gegangen, die auf zahlreiche frühere Entschließun-
gen zu diesem Sachbereich aufbauen konnten. Die 
Entschließung des Parlaments ging insofern über die 
nachfolgende Empfehlung der Kommission hinaus, 
als sie in mehreren Punkten die unersetzliche Rolle 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks für die Medi-
envielfalt betont und die Sicherstellung seiner Un-
abhängigkeit und Finanzierung fordert. Darin spie-

den Mitgliedstaaten ausgesetzt ist. Immer wieder 
hatte die Kommission die wichtige Rolle des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks gerade auch in Hinblick 
auf die Sicherung des Medienpluralismus betont, 
aber zugleich auch die Gefährdung seiner Unabhän-
gigkeit, zumal in den mittel- und osteuropäischen 
Ländern, vermerkt. (35) Der Bericht der High Level 
Group on Media Freedom and Pluralism von 2013 
wies dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk bei der 
Wahrung von Medienpluralismus ebenfalls „a spe-
cial place“ zu. (36) Wegen der Bedrohung durch poli-
tische Einflussnahme empfahl die Expertengruppe 
daher ein striktes Regelwerk, das Regierungsein-
fluss untersagt, internen Pluralismus garantiert und 
die Rundfunkanstalten einem unabhängigen Auf-
sichtsorgan unterwirft.

Nur dieser letzte Aspekt, die Unabhängigkeit der 
Aufsichtsinstitutionen, fand bisher seinen Nieder-
schlag in den Rechtsstaatlichkeitsberichten. In einer 
Stellungnahme zum Bericht von 2020 bedauerte 
das Europäische Parlament dann auch, dass die 
politische Unabhängigkeit der öffentlich-rechtlichen 
und privaten Medien sowie Konzentration und Trans-
parenz des Medieneigentums darin keiner Bewer-
tung unterlagen. (37) Wie schon in seiner Entschlie-
ßung zur Medienfreiheit vom November 2020  (38) 
betonte das Europäische Parlament in dieser Stel-
lungnahme abermals die unersetzliche Rolle der öf-
fentlich-rechtlichen Medien und die Notwendigkeit, 
ihre Unabhängigkeit und Freiheit von politischer Ein-
mischung zu gewährleisten. Nicht zu Unrecht kriti-
sierte das Parlament außerdem, dass die Rechts-
staatlichkeitsberichte nicht den tatsächlichen Grad 
der Unabhängigkeit der Medienregulierungsbehör-
den in den Mitgliedstaaten bewerten. Daher sprach 
sich das Parlament in diesem Zusammenhang auch 
für eine Überwachung der Umsetzung von Artikel 30 
der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste und 
gegebenenfalls die Einleitung von Vertragsverlet-
zungsverfahren aus. Artikel 30 sieht die Einrichtung 
von nationalen unabhängigen Regulierungsbehörden 
mit angemessener finanzieller und personeller Aus-
stattung vor. Zur Koordination der nationalen Regu-
lierungsbehörden und zur Beratung der Kommission 
setzt Artikel 30b die Gruppe europäischer Regulie-
rungsstellen für audiovisuelle Mediendienste (ERGA) 
ein.

Neben den Berichten zur Lage der Rechtsstaatlich-
keit zeigen andere Aktivitäten, dass die Kommission 
sich berufen sieht, die Freiheit und den Pluralismus 
der Medien in den Mitgliedstaaten zu stärken und 
die Arbeit von Journalistinnen und Journalisten zu 
schützen. So kündigte die Kommission in ihrem Eu-
ropäischen Aktionsplan für Demokratie vom Dezem-
ber 2020 an, eine Empfehlung zur Sicherheit von 
Journalistinnen und Journalisten zu erarbeiten, eine 
Initiative zum Schutz von Journalistinnen und Jour-
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gelt sich der breitere Ansatz des Parlaments, das 
den Schutz Medienschaffender in den größeren Zu-
sammenhang der Medienfreiheit stellt, während die 
Empfehlung der Kommission einleitend zwar freie, 
pluralistische und unabhängige Medien als „zentrale 
Komponente demokratischer und rechtsstaatlicher 
Systeme“ (45) hervorhebt, im Weiteren aber unmit-
telbar auf den Schutz und die Sicherheit des journa-
listischen Arbeitens fokussiert.

Wie die Kommission in ihrem Aktionsplan für die De-
mokratie vom Dezember 2020 in Aussicht gestellt 
hatte, startete sie im Herbst 2021 eine Initiative zum 
„Schutz von Journalisten und Menschenrechtsver-
teidigern gegen missbräuchliche Gerichtsverfahren“. 
(46) Solche strategischen Klagen, die in der Abkür-
zung ihrer englischsprachigen Bezeichnung SLAPP 
(Strategic Lawsuits Against Public Participation) ge-
nannt werden, dienen dazu, Medienschaffenden und 
Menschenrechtsaktivisten finanziell zu schaden und 
sie mundtot zu machen. In vielen EU-Mitgliedstaaten 
sind SLAPP-Klagen gängig geworden. So waren 
gegen die 2017 ermordete maltesische Investigativ-
journalistin Daphne Caruana Galizia zum Zeitpunkt 
ihres Todes 42 solcher strategischen Klagen anhän-
gig, ihr Vermögen war im Zusammenhang mit gegen 
sie gerichteten Verleumdungsklagen eingefroren. 
(47) Ein Land, in dem SLAPP-Klagen gegen Medien-
vertreter schon länger zum Einsatz kommen, ist Slo-
wenien. Dies begründete auch die Vorbehalte ge-
genüber der Übernahme des EU-Vorsitzes im zwei-
ten Halbjahr 2021 durch den slowenischen Minister-
präsidenten Janez Janša, der für seine Attacken auf 
die Medien kritisiert wurde. (48) Gerade in seiner 
Amtszeit hat die Kommission ihren Fahrplan für den 
Entwurf einer Richtlinie zum Schutz von Medien-
schaffenden und Menschenrechtsverteidigern vor-
gestellt. Diese Initiative lässt sich auch in einen Zu-
sammenhang mit der im Oktober 2019 von der EU 
verabschiedeten Richtlinie zum Schutz von Whistle-
blowern stellen, die bis Ende 2021 in nationales 
Recht umzusetzen ist. (49) Dass die Kommission an 
einer Stärkung des investigativen Journalismus ge-
legen ist, belegen auch die Ausschreibungen von 
zwei Forschungsprojekten zu Medienfreiheit und in-
vestigativem Journalismus im Herbst 2021. (50)

Um die Transparenz der Eigentumsverhältnisse und 
der staatlichen Werbung zu stärken, hat die Kom-
mission ebenfalls erste Schritte unternommen. Be-
reits die Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste 
von 2018 betonte die Relevanz, die die Offenlegung 
der Eigentümerstruktur von Mediendiensteanbietern 
für die Meinungsfreiheit hat. Die Einsicht in die Ei-
gentumsverhältnisse erlaube es den Nutzern, etwai-
ge Einflussnahmen auf die angebotenen Inhalte zu 
identifizieren und in deren Beurteilung einzubezie-
hen. (51) Um Transparenz bei der Eigentümerstruk-
tur auf den Medienmärkten der Mitgliedstaaten her-
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zustellen, hat die Kommission Ende September 2021 
ein „Projekt zur Überwachung der Eigentumsver-
hältnisse im Medienbereich“ angestoßen. (52) Im 
Oktober hat sie ein weiteres Projekt ausgeschrieben, 
das den Überwachungsmechanismus auf alle Mit-
gliedstaaten erweitern soll. (53) Die Erfassung der 
Eigentümerstrukturen könnte ein Schritt sein, um 
sich einmal mehr der Konzentration im Medienbe-
reich zuzuwenden. Frühere Überlegungen der Kom-
mission für eine entsprechende Richtlinie, auf die 
das Parlament immer wieder gedrängt hat, verliefen 
wegen heftiger Kritik aus den Mitgliedstaaten im 
Sand.

Staatliche Werbung gehört zu den Instrumenten der 
Presseförderung, die in einigen EU-Mitgliedstaaten 
beträchtlichen Umfang annimmt. Die Kriterien für 
die Vergabe der Werbung staatlicher Stellen sind 
meist nicht formuliert bzw. undurchsichtig; gele-
gentlich wird bekannt, wie die Vergabe von Anzei-
genaufträgen an die Presse zur politischen Einfluss-
nahme genutzt wird. Die Europäische Kommission 
hat zum Beispiel im Rechtstaatlichkeitsbericht 2021 
über Österreich angemerkt, dass den Medien hohe 
und wachsende Beträge durch staatliche Werbung 
zufließen, aber Bedenken bestehen hinsichtlich Fair-
ness und Transparenz bei deren Zuteilung. (54) Ähn-
liche Anmerkungen machen die Länderberichte etwa 
zu Bulgarien, Malta, Polen, Slowenien und Ungarn.

Wie von Präsidentin von der Leyen in ihrer Rede zur 
Lage der Union 2021 in Aussicht gestellt, will die 
Kommission bis zum Herbst 2022 einen Rechtsakt 
zur Medienfreiheit vorlegen und hat dafür Anfang 
des Jahres eine öffentliche Konsultation gestartet.  
(55) Die Konsultation erwartet Stellungnahmen zu 
drei Bereichen. Der erste, Transparenz und Unab-
hängigkeit, zielt vorrangig auf die Eigentumsverhält-
nisse und der zweite auf das Funktionieren der Me-
dienmärkte, wie zum Beispiel die Wahrnehmung der 
Meinungsvielfalt durch die Öffentlichkeit oder Me-
dieninnovation auf dem EU-Markt. Als dritten Be-
reich definiert die Konsultation die gerechte Zuwei-
sung staatlicher Mittel und nennt dazu Transparenz 
und gerechte Verteilung staatlicher Werbung sowie 
die Unabhängigkeit der öffentlich-rechtlichen Medi-
en.

Bereits seit mehreren Jahren setzt sich die EU mit 
den Problemen auseinander, die durch die Verbrei-
tung von Desinformation entstehen. Sie begründet 
diese Aktivitäten mit den Gefahren, die für die De-
mokratie und die in der Charta der Grundrechte ver-
bürgte Meinungsäußerungsfreiheit durch Falschin-
formationen hervorgehen können. Mit Blick auf die 
Wahl zum Europäischen Parlament vom Mai 2019 
und möglicher Desinformationskampagnen beauf-
tragte der Europäische Rat die Kommission 2018 
mit der Vorlage eines Aktionsplanes mit konkreten 
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gang zu Informationen, Zensur sowie verbale und 
physische Angriffe auf Medienschaffende. Im Rechts-
staatlichkeitsbericht 2021 vermerkte sie auch Un-
terstützungsmaßnahmen für die ökonomisch ange-
schlagenen Medien und mahnte Transparenz bei 
den Verteilungskriterien an. (65) Anfang Dezember 
2020 appellierte der Rat an die Mitgliedstaaten, 
„einen angemessenen und unabhängigen Rahmen 
für die wirtschaftliche Nachhaltigkeit der nationalen 
Medienlandschaft, einschließlich staatlicher Beihil-
fen, zu schaffen, um eine Erholung von der Krise zu 
unterstützen und so langfristig ein pluralistisches 
Mediensystem zu gewährleisten“. (66) An die Kom-
mission richtete der Rat die Aufforderung, durch Er-
gänzung der nationalen Beihilfen die negativen Aus-
wirkungen der Pandemie auf den Mediensektor ab-
zuschwächen. Zur gleichen Zeit lag bereits eine Mit-
teilung der Kommission unter dem Titel „Europas 
Medien in der digitalen Dekade: Ein Aktionsplan zur 
Unterstützung der Erholung und des Wandels“ vor, 
der im Anhang einen bis ins Jahr 2022 ausgelegten 
vorläufigen Zeitplan für vielfältige Maßnahmen zur 
finanziellen Unterstützung und den digitalen Wandel 
des Mediensektors enthält. (67)

Im Sommer 2020 reagierte die Kommission auf die 
Verbreitung von Falschinformationen im Zusammen-
hang mit der Pandemie mit einer Mitteilung, die zur 
Bekämpfung von Desinformation aufrief. (68) Auf-
bauend auf ihrem früheren Konzept entwarf die Kom-
mission ein umfassendes Programm, um in- und 
ausländischen Desinformationskampagnen zu be-
gegnen. Die vorgeschlagenen Maßnahmen reichen 
von der besseren Zusammenarbeit innerhalb der EU 
und mit internationalen Partnern über bessere Trans-
parenz von Onlineplattformen, die Unterstützung von 
Faktenprüfern bis hin zur Befähigung und Sensibili-
sierung der Bürgerinnen und Bürger. 

Fazit
Lange fehlte der EU eine rechtliche Grundlage für 
medienpolitische Aktivitäten. Die Fernsehrichtlinie, 
die erstmals 1989 verabschiedet wurde, fand ihre 
Rechtfertigung in der Kompetenz der Europäischen 
Kommission für die Verwirklichung des Europäischen 
Binnenmarktes. Daneben konnte sich die Kommis-
sion auf das Wettbewerbsrecht stützen. Kulturelle 
Aspekte stehen der EU nur bedingt offen, da der kul-
turelle Sektor weitgehend in der nationalen Kompe-
tenz der Mitgliedstaaten liegt. Erst seit dem Vertrag 
von Maastricht (1993) gibt es einen Kultur-Artikel, 
der von einem „Beitrag“ der Gemeinschaft zur Ent-
faltung der Kulturen der Mitgliedstaaten spricht und 
der Gemeinschaft auferlegt, kulturellen Aspekten bei 
ihren Entscheidungen Rechnung zu tragen. (69) So 
gab es dann auch bei der Ausarbeitung der Fernseh-
richtlinie in den 1980er Jahren bei einigen Mitglied-
staaten Zweifel, ob das Fernsehen bei der EU in den 
richtigen Händen sei. Die Gegensätze zwischen 

Vorschlägen für die Reaktion der EU auf die mit Des-
information verbundenen Herausforderungen. (56) Im 
April 2018 präsentierte die Kommission „ein euro-
päisches Konzept“ zur Bekämpfung von Desinfor-
mation im Internet, (57) das auch die Empfehlungen 
der High Level Group on Fake News and Online Dis-
information für einen multidimensionalen Ansatz zum 
Umgang mit Desinformation vom März 2018 berück-
sichtigte. (58) Der europäische Ansatz formulierte vier 
Grundsätze für Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Desinformation: Erhöhung der Transparenz bezüg-
lich des Ursprungs der Informationen, ihrer Generie-
rung und Verbreitung; Förderung der Vielfalt von In-
formationen; Erhöhung der Glaubwürdigkeit durch 
Hinweise auf ihre Zuverlässigkeit und die Möglich-
keit zur Rückverfolgung und Authentifizierung der 
Informationslieferanten; Sensibilisierungsmaßnah-
men und Erhöhung der Medienkompetenz. (59) Den 
Aktionsplan gegen Desinformation legte die Kom-
mission Ende 2018 vor, der insbesondere die Be-
drohung durch Desinformationsaktivitäten von Sei-
ten Russlands hervorhebt und diejenigen Maßnah-
men aufgreift, die schon im europäischen Konzept 
benannt waren. (60) Eine Folge der Bemühungen war 
der Code of Practice on Disinformation, den die gro-
ßen Onlineplattformen unterzeichnet haben. (61) 
Nach den ersten Erfahrungen präsentierte die Kom-
mission im März 2021 Leitlinien für die Stärkung 
des Verhaltenskodexes. (62)

Reaktionen auf die Pandemie
Die Maßnahmen zur Eindämmung der Anfang 2020 
einsetzenden COVID-19-Pandemie brachte Ein-
schränkungen für die Freiheitsrechte mit sich, die 
auch für die Medien große Herausforderungen nach 
sich zogen und die EU zu Reaktionen veranlasste. 
Neben unmittelbaren Auswirkungen auf die Freiheit 
der Medien führte der pandemiebedingte Rückgang 
der Einnahmen aus der Werbung zu ökonomischen 
Schwierigkeiten im Medienmarkt. Zudem setzte eine 
Welle der Desinformation und Verschwörungstheo-
rien ein, die den Erfolg der gesundheitspolitischen 
Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung aufs Spiel 
setzten und die Vertrauenslücke zwischen den klas-
sischen Nachrichtenmedien und den sozialen Medi-
en ansteigen ließen. (63) Protestdemonstrationen 
gegen die Coronapolitik der Regierungen, die zum 
Teil mit heftigen Angriffen auf Medienvertreter ver-
bunden waren, verstärkten die „Infodemie“.

Bereits der Rechtsstaatlichkeitsbericht vom Sep-
tember 2020 und die Länderkapitel listeten die na-
tionalen Maßnahmen auf, die eine Bedrohung für die 
Medienfreiheit in der Pandemie bedeuteten, und äu-
ßerte sich besorgt darüber, dass neue Hindernisse 
das System der Kontrolle und Gegenkontrolle, in 
dem die Medien eine unerlässliche Rolle spielen, be-
einträchtigten. (64) Die Kommission bezog sich da-
bei auf Maßnahmen wie Einschränkungen beim Zu-
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Kommission und Mitgliedstaaten traten hervor, als 
die Kommission aufgrund von Klagen wegen Wett-
bewerbsverzerrung begann, die Finanzierung der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zu unter-
suchen. Mit dem Protokoll zum Vertrag von Amster-
dam sicherten sich die Mitgliedstaaten ihre Zustän-
digkeit für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten. 

Als Ungarn Ende 2010 in einer nächtlichen Aktion 
ein neues Gesetz verabschiedete, das die Freiheit der 
Medien einschränkte, erhofften die Kritiker ein Ein-
schreiten der EU. Die Kommission versuchte zwar, 
die ungarische Regierung zu Änderungen zu bewe-
gen, blieb aber dennoch eher zurückhaltend und 
musste sich mit kleinen Zugeständnissen zufrieden-
geben. Für eine schärfere Intervention fehlte der EU 
das Instrumentarium. Mittlerweile haben sich die 
Handlungsmöglichkeiten der Union in Bezug auf den 
Mediensektor erweitert. Mit der Grundrechtecharta, 
der Festschreibung europäischer Werte im EU-Ver-
trag, dem Rechtsstaatlichkeitsmechanismus und 
getrieben durch das Europäische Parlament, das die 
Anwendung dieses Instrumentariums einfordert, 
kann die Kommission ihre medienpolitischen Aktivi-
täten auf eine neue Basis stellen. Galt früher die Kla-
ge über die nur ökonomische Sichtweise der Kom-
mission auf den Mediensektor, in der sich die Gren-
zen ihrer Kompetenzen spiegelten, erkennt sie an, 
dass Nachrichtenmedien nicht nur ein Wirtschafts-
zweig, sondern auch ein öffentliches Gut sind. (70)

Wie in Artikel 11 der Grundrechtecharta festgeschrie-
ben, sind Medienfreiheit und Medienpluralismus in 
den Fokus der europäischen Medienpolitik gerückt. 
Was die Freiheit der Medien angeht, sind Polen und 
Ungarn seit Jahren die Sorgenkinder der Union. Aber 
auch in anderen Mitgliedstaaten sind die Medien 
unter Druck, politisch und ökonomisch, und längst 
nicht mehr nur von Seiten des Staates, gegen den 
sich der Kampf für die Medienfreiheit einst richtete. 

Mit der wiederholten Betonung der unverzichtbaren 
Rolle des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und den 
beständigen Warnungen vor seiner Politisierung und 
der Bedrohung seiner Unabhängigkeit scheint die 
Europäische Kommission diesen nun auch in seinem 
Beitrag zum Medienpluralismus zu sehen. Wie schon 
früher treibt vor allem das Europäische Parlament 
diese Sichtweise voran und fordert die adäquate und 
von politischen Interessen unbeeinflusste Finanzie-
rung der öffentlich-rechtlichen Medien sowie unab-
hängige Aufsichtsinstitutionen. Ebenso wie das Par-
lament bezieht sich mittlerweile auch die Kommis-
sion bei ihren medienpolitischen Aktivitäten um-
fänglich auf die Berichte und Entschließungen des 
Europarates, der mit seinem Fokus auf Menschen-
rechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit und sei-
nem Einsatz für kulturelle Vielfalt dem öffentlich-

Europäische Medienpolitik auf neuen Wegen?

rechtlichen Rundfunk seit jeher näherstand als die 
EU. Der Beitritt der EU zur Europäischen Menschen-
rechtskonvention könnte eine weitere Annäherung 
bringen.

Für die Freiheit der Medien hat der Beitritt der EU zur 
EMRK besondere Relevanz. Zwar bekennt sich Arti-
kel 11 der Grundrechtecharta zur „Freiheit der Mei-
nungsäußerung und Informationsfreiheit“, bezüglich 
der Freiheit der Medien und ihrer Pluralität heißt es 
im zweiten Absatz allerdings nur, dass diese „ge-
achtet“ werden. Im Vergleich etwa zu Artikel 5 
Grundgesetz, der die Pressefreiheit und die Freiheit 
der Berichterstattung durch Rundfunk und Film „ge-
währleistet“, handelt es sich dabei um eine schwa-
che Formulierung. Artikel 10 der EMRK definiert die 
Freiheit der Medien über das Recht jeder Person auf 
freie Meinungsäußerung, das die Meinungsfreiheit 
und die ungehinderte Weitergabe einschließt. Die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte (EGMR) hat gezeigt, dass dieser die 
möglichen Schranken, die der zweite Absatz nennt, 
eng auslegt. Obendrein erlaubt die EMRK Einzelper-
sonen, bei einem Verstoß gegen die Grundrechte 
und  freiheiten Klage beim EGMR zu erheben. 

Die Kommission wird beweisen müssen, dass ihr die 
demokratische Funktion der Medien, die sie in ihren 
Mitteilungen und Aktionsplänen immer wieder her-
vorhebt, tatsächlich wichtig ist und dafür auch Kon-
frontationen mit den Mitgliedstaaten nicht aus dem 
Weg geht, wie sie es mit den Sanktionen gegenüber 
Polen wegen Verstößen gegen die Rechtsstaatlich-
keit praktiziert hat. Es könnte ein gutes Zeichen sein, 
dass die Vizepräsidentin der Kommission und Kom-
missarin für Werte und Transparenz, Věra Jourová,   
(71) und Binnenmarkt-Kommissar Thierry Breton an 
einem Strang ziehen und mit dem Rechtsakt für Me-
dienfreiheit die Ergänzung des „legislativen Arsenals“ 
(72) der EU anstreben, um den vielfältigen Heraus-
forderungen für die Freiheit der Medien in den Mit-
gliedstaaten zu begegnen. 
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